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An den Einwohnerrat 

Stein am Rhein 

 

 

 

Stein am Rhein, 21. Februar 2024 

 

 

Reglement über Beiträge an die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1 Antrag 

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung: 

– Genehmigung des Reglements über Beiträge an die familien- und schulergänzende 

Kinderbetreuung 

Dieser Beschluss untersteht gemäss Art. 10 lit. d und Art. 21 lit. c der Verfassung der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein dem fakultativen Referendum. 
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2 Ausgangslage 

Die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung hat in den vergangenen Jahren eine grosse 

Entwicklung erfahren. Die Nachfrage nach Kita-Plätzen im Vorschulalter und Tagesstrukturen für Kinder 

ab der ersten Klasse ist kontinuierlich gestiegen.  

Aus wirtschaftlichen Gründen besteht ein starkes Interesse daran, qualifizierte Frauen und Männer über 

die Phase der Familiengründung hinaus zu beschäftigen. Betreuungsangebote schaffen eine Win-Win-

Situation sowohl für Familien als auch für Arbeitgeber - und durch die Zunahme von Steuereinnahmen 

auch für die Gemeinden. 

Zunehmend viele junge Eltern sind bestrebt, Familie und Beruf zu vereinbaren. Betreuungsangebote in 

Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien sind jedoch mit Kosten verbunden, die insbesondere von 

Eltern mit niedrigem Einkommen oder auch alleinerziehenden Eltern ohne Unterstützung nicht getragen 

werden können. 

Ein gut ausgebautes Angebot an Kinderbetreuungsplätzen im Vorschul- und Schulbereich stellt einen 

Standortvorteil einer Gemeinde dar und trägt zu deren Attraktivität bei. 

Der Einwohnerrat hat dazu am 14. September 2012 die Verordnung über die familienergänzende 

Kinderbetreuung, welche die gesetzliche Grundlage für Betrieb und Unterstützung von Einrichtungen der 

familienergänzenden Kinderbetreuung durch die Stadt Stein am Rhein regeln soll, genehmigt. 

Seit der Genehmigung des Reglements im Einwohnerrat im Jahr 2012 haben sich die 

Rahmenbedingungen massgeblich gewandelt, und der Erlass entspricht nicht mehr den aktuellen 

Anforderungen. Aus diesem Grund hat der Stadtrat am 29. April 2020 eine Arbeitsgruppe ins Leben 

gerufen, deren Aufgabe es war, das Reglement grundlegend zu überarbeiten. 

Die Arbeitsgruppe setzte sich aus den folgenden Personen zusammen: 

– Carla Rossi, Gesellschaftsreferentin, Vorsitz 

– Ueli Böhni, Finanzreferent  

– Timo Bär, Stadtschreiber  

– Andrea Metzger, Bereichsleiterin Soziales 

– Franziska Karrer, Kita-Leiterin 

– Tassinari Beratungen, externe Beratung 

Die Arbeitsgruppe hat die bestehende Ausgangslage aufgegriffen und das Regelwerk auf einen 

zeitgemässen Stand gebracht. Die überarbeiteten Richtlinien unterstützen eine praxisnahe und 

angemessene Umsetzung. 

3 Aufbau des Reglements 

Nach intensiver Überarbeitung durch die Arbeitsgruppe, präsentiert sich das überarbeitete Reglement in 

sieben klar strukturierten Abschnitten. 

1. Zweck und Geltungsbereich 

Die Stadt beabsichtigt, familien- und schulergänzende Betreuungsangebote zu fördern und finanziell zu 

unterstützen. Ziel ist die Vereinbarkeit von familiären und beruflichen Verpflichtungen sowie die 

Integration und gesellschaftliche Durchmischung. Das Reglement definiert verschiedene 

Betreuungsformen, von vorschulischer Kinderbetreuung bis zu Tagesfamilien, und sieht finanzielle 
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Beiträge vor, um Erziehungsberechtigte mit Wohnsitz in Stein am Rhein nach festgelegten Kriterien zu 

unterstützen. Das Reglement findet Anwendung auf bestimmte Betreuungsverhältnisse und ermöglicht 

dem Stadtrat die Bereitstellung bedarfsgerechter Angebote sowohl öffentlicher als auch privater 

Anbieter. 

2. Elternbeiträge 

Der Stadtrat hat am 24. Januar 2024 die auf Subjektfinanzierung basierende Tarifordnung genehmigt. 

Dabei werden Unterstützungsbeiträge direkt an die Eltern und nicht mehr an die Betreuungsinstitution 

vergütet. Die Höhe des Sozialtarifs basiert auf dem steuerbaren Einkommen und weiteren Faktoren wie 

Vermögen und Familiengrösse. Es werden ein Mindest- und ein Höchstbetrag festgelegt, an denen alle 

Module sich prozentual orientieren. Die Festlegung von Beiträgen für nicht subventionierte Höchsttarife 

liegt in der Hand der Trägerschaften. Eltern aus anderen Gemeinden zahlen die Vollkosten. Das Inkasso 

erfolgt durch die Kindertagesstätte. 

3. Beitragsberechnung 

Der städtische Beitrag für Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule basiert auf der Differenz zwischen 

marktüblichem Ansatz und Elternbeitrag. Die Ansätze für Module in Kitas, Tagesstrukturen und 

Tagesfamilien legt der Stadtrat in der Tarifordnung fest. Arbeitgeber- oder Stiftungsbeteiligungen werden 

standardgemäss vom kommunalen Beitrag abgezogen. Gewichtungen für spezielle Gruppen werden 

ebenfalls berücksichtigt. Die Mittelverwendung obliegt dem Stadtrat. 

4. Verfahren für private Trägerschaften 

In diesem Abschnitt wird geregelt, dass Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien, die subventionierte 

Betreuung anbieten möchten, ein Bewilligungs-Gesuch einreichen müssen. Des Weiteren werden in 

Kooperationsvereinbarungen zwischen dem Stadtrat und privaten Trägerschaften die Modalitäten für 

eine effiziente Zusammenarbeit festgelegt. Diese Vereinbarungen haben eine standardmässige 

Gültigkeitsdauer von vier Jahren, mit der Möglichkeit der Verlängerung, und eine sechsmonatige 

Kündigungsfrist. Private Trägerschaften müssen alle vier Monate eine Elternrechnungsliste einreichen, 

deren Überprüfung und finanzielle Abwicklung von der Stadtverwaltung übernommen wird.  

5. Betriebsführung 

Im folgenden Abschnitt werden verschiedene Aspekte der Betriebsführung von Kindertagesstätten 

behandelt. Zunächst wird festgelegt, dass Kindertagesstätten verpflichtet sind, eine ordentliche 

Buchführung zu führen. Die Stadtverwaltung hat das Recht zur Einsicht und Prüfung. Jahresabschluss 

und Bilanz sind der Stadtverwaltung unaufgefordert vorzulegen, wobei Vertraulichkeit gewahrt wird. Eine 

unabhängige Stelle ist für die Revision zuständig, und ihr Bericht muss mit der Jahresrechnung 

eingereicht werden. Des Weiteren regelt der Abschnitt die Aufnahmepflicht der Kindertagesstätten, 

wobei prioritär Kinder von berufstätigen Eltern oder solchen mit besonderem Bedarf aufgenommen 

werden. Der Abschnitt beinhaltet auch Anforderungen an die Personalführung, die Berichterstattung über 

die Tätigkeit, die Qualitätssicherung durch interne Bewertungen und Elternbefragungen sowie die 

Dokumentationspflicht hinsichtlich Statuten, Konzepten und Betriebsreglementen, wie sie in Anhang 2 

der kantonalen Pflegekinderverordnung beschrieben sind. 
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6. Finanzierung 

Der Abschnitt «Finanzierung» regelt das Kostendach für die familien- und schulergänzenden 

Betreuungsangeboten. Das Kostendach wird jährlich mit dem Budget der Einwohnergemeinde Stein am 

Rhein durch den Stadtrat beim Einwohnerrat beantragt und durch diesen festgesetzt. 

7. Schlussbestimmungen 

Der Abschnitt regelt die Befugnis des Stadtrats zur Erlassung von Ausführungsbestimmungen, den 

Widerruf von Kooperationsvereinbarungen bei Verstössen sowie Überprüfungs- und Rekursmöglichkeiten 

gegen Verfügungen und Beschlüsse. Die Inkraftsetzung wird durch den Stadtrat festgelegt. 

4 Erwägungen des Stadtrats 

Der Stadtrat hat bei der Erstellung dieses Antrags sorgfältige Überlegungen angestellt und dabei die sich 

entwickelnde Situation in der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung berücksichtigt. Die 

zunehmende Nachfrage nach solchen Dienstleistungen, bedingt durch Faktoren wie steigende Quoten 

von Alleinerziehnenden und das Interesse der Wirtschaft an qualifizierten Arbeitskräften, hat zu einer 

notwendigen Anpassung der bestehenden Verordnung geführt. 

5 Empfehlungen des Stadtrats 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Das vorliegende Reglement über Beiträge an die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung ist auf 

einen zeitgemässen Stand gebracht worden. Das überarbeitete Reglement, welches nun auch 

registrierte Tagesfamilien und private sowie städtische Kindertagesstätten einbezieht, schafft klare 

Vorgaben für eine praxisnahe und angemessene Umsetzung. Mit diesem Schritt wird nicht nur die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf gefördert, sondern auch die Attraktivität der Stadt gesteigert. Der 

Stadtrat ist überzeugt, dass die vorgenommenen Änderungen den Bedürfnissen von Familien 

entsprechenden und eine zukunftsorientierte familienergänzende Kinderbetreuung in Stein am Rhein 

ermöglichen. 

Der Stadtrat empfiehlt Ihnen, dass vorliegende Reglement über Beiträge an die familien- und 

schulergänzende Kinderbetreuung zu genehmigen. 

 

STADTRAT STEIN AM RHEIN 

 

 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 
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Der Einwohnerrat erlässt diese Verordnung gestützt auf Art. 52 des Gemeindegesetzes vom 17. August 

1998, auf § 3 der kantonalen Pflegekinderverordnung vom 22. Mai 2018 und auf Art. 21 der Verfassung 

der Einwohnergemeinde Stein am Rhein Stein am Rhein vom 21. März 2003. 

1. Zweck und Geltungsbereich 

Art. 1 Grundsätze 

1 Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein fördert mit finanziellen Beiträgen familien- und schulergän-

zende Betreuungsangebote zur Vereinbarkeit von familiären und beruflichen Verpflichtungen sowie die 

Integration in unsere Gesellschaft.  

2 Familien- und schulergänzende Betreuungsangebote sind: 

a) vorschulische Kinderbetreuung und Verpflegung für Kinder ab dem 3. Monat bis und mit Kinder-

garten (Kita) 

b) schulergänzende Tagesstrukturen für Schülerinnen und Schüler der Primarschule mit Betreuungs- 

und Verpflegungsangeboten (Tagesstrukturen) 

c) Betreuung in Tagesfamilien ohne Verpflegung 

3 Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein unterstützt Erziehungsberechtigte, die ihren zivilrechtlichen 

Wohnsitz in Stein am Rhein haben, bei der Finanzierung der Betreuung in Kitas und Tagesstrukturen so-

wie der Betreuung in Tagesfamilien durch die Ausrichtung von Betreuungsbeiträgen, welche die Eltern-

beiträge bis zu einer bestimmten Höhe ergänzen (Subjektfinanzierung). 

4 Die familienergänzende Betreuung in Kindertagesstätten bezweckt die emotionale, kognitive, sprachli-

che und soziale Förderung der Kinder im vorschulischen und schulischen Bereich sowie die Unterstüt-

zung und Entlastung der Erziehungsberechtigten in Erziehung und Betreuung. 

5 Ausgeschlossen von der Mitfinanzierung sind Betreuungsangebote wie Spielgruppen, Kinderhüte-

dienste, Krabbelgruppen sowie die Kinderbetreuung am Wohnort der Eltern (Au-pair-Verhältnisse, Kinder-

frauen, Babysitting) und die Betreuung durch Verwandte. 

Art. 2 Anwendungsbereich 

1 Dieses Reglement findet Anwendung auf alle mit städtischen Beiträgen unterstützten schul- und fami-

lienergänzenden Betreuungsverhältnisse in Betreuungsangeboten mit Standort Stein am Rhein, welche 

die Voraussetzungen der kantonalen Pflegekinderverordnung erfüllen und im Besitz einer Betriebsbewilli-

gung sind sowie mit der Einwohnergemeinde Stein am Rhein eine Kooperationsvereinbarung abge-

schlossen haben.  

2 Es findet auch Anwendung auf Betreuungsverhältnisse in Tagesfamilien mit Standort Stein am Rhein, 

sofern die Tagesfamilie bei der Stadtverwaltung gemeldet oder bei einer Tagesfamilienorganisation an-

gestellt ist. 

3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf familienergänzende Kinderbetreuung. 

Art. 3 Planung 

Der Stadtrat sorgt für bedarfsgerechte Angebote der familien- und schulergänzenden Betreuung. Falls 

keine privaten Anbieter Betreuungsangebote führen, kann die Stadt selbst eigene Betreuungsangebote 

anbieten. 

2. Elternbeiträge 

Art. 4 Massgebendes Gesamteinkommen, Familienabzüge, Limitierung des Subventionsanspruchs, 

Voraussetzung der Subventionierung, Inkasso 

1 Der Stadtrat erlässt eine Tarifordnung zur Festsetzung der Elternbeiträge, welche für in Stein am Rhein 

steuerpflichtige Eltern einkommensabhängige Beiträge vorsieht. 

2 Das massgebende Gesamteinkommen setzt sich zusammen aus dem steuerbaren Einkommen, 10 % 
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des steuerbaren Vermögens, der Einkaufsbeiträge in die 2. Säule (berufliche Vorsorge) sowie die Liegen-

schaftsabzüge vermindert um den Pauschalabzug. 

3 Die Grösse der Familie wird bei der Bemessung der Elternbeiträge angemessen berücksichtigt. Der 

Stadtrat legt die zulässigen Abzüge in der Tarifordnung fest. 

4 Der Subventionsanspruch der Erziehungsberechtigten wird gegen oben limitiert. Der Stadtrat legt die 

Obergrenze in der Tarifordnung fest. 

5 In der Tarifordnung legt der Stadtrat fest, welche Voraussetzungen die Erziehungsberechtigten für eine 

kommunale Mitfinanzierung erfüllen müssen. Die Erziehungsberechtigten müssen grundsätzlich den 

Nachweis einer Arbeitstätigkeit erbringen, sofern keine soziale Indikation vorliegt. Der Stadtrat legt in der 

Tarifordnung fest, was einer Arbeitstätigkeit gleichgestellt ist und welche Nachweise für die soziale Indi-

kation gelten. 

6 In der Festlegung der Elternbeiträge für von Stein am Rhein nicht subventionierte Betreuungstage bzw. 

Betreuungsmodule sind die Trägerschaften frei. 

7 Steuerpflichtige Eltern aus anderen Gemeinden entrichten für die Betreuung ihrer Kinder grundsätzlich 

die Vollkosten, auch wenn die Kinder in Stein am Rhein zur Schule gehen. 

8 Das Inkasso der Elternbeiträge ist Sache der Kindertagesstätte. 

3. Beitragsberechnung 

Art. 5 Beitragssatz, Marktüblicher Ansatz, Beteiligung Dritter, Gewichtung, Mittelzuteilung 

1 Der städtische Beitrag für einen Betreuungstag bzw. ein bestimmtes Betreuungsmodul entspricht der 

Differenz zwischen dem marktüblichen Ansatz und dem Elternbeitrag. 

2 Die marktüblichen Ansätze bei den einzelnen Modulen in Kitas, Tagesstrukturen und bei Tagesfamilien 

werden vom Stadtrat in der Tarifordnung festgelegt. 

3 Beteiligen sich Arbeitgeber oder Stiftungen, mit Ausnahme der Jakob und Emma Windler-Stiftung, an 

den Betreuungskosten, werden diese vom kommunalen Betrag in Abzug gebracht. Der Kantonsbeitrag 

für Kinder im Vorschulalter wird vom Elternbeitrag abgezogen 

4 Sind in den kantonalen Richtlinien besondere Gewichtungen für bestimmte Zielgruppen vorgesehen 

(bspw. Kinder bis 18 Monate), so werden diese Gewichtungen bei der Festlegung des Tarifs berücksich-

tigt. Der Stadtrat legt die Gewichtungsfaktoren in der Tarifordnung fest. 

5 Die Summe der gewichteten Betreuungsplätze multipliziert mit den jährlichen Betriebstagen ergibt die 

maximal möglichen Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule jeder Kindertagesstätte pro Tag. 

6. Für die Verwendung und Zuteilung der Mittel ist der Stadtrat zuständig. 

4. Verfahren für private Trägerschaften 

Art. 6 Gesuch 

Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien, die subventionierte Betreuungsverhältnisse führen wollen, 

haben ein Gesuch einzureichen und folgende Unterlagen beizulegen: 

Kitas und Tagesstrukturen: 

a) Betriebsbewilligung der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde Kanton Schaffhausen 

b) Angaben zu Rechtsform und zu Statuten 

Tagesfamilienorganisationen: 

c) Angaben zur Rechtsform und Statuten 

Selbständige Tagesfamilien: 

d) Nachweis der Anmeldung bei der Sozialversicherungsanstalt (SVA) 
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Art. 7 Kooperationsvereinbarung 

1 In einer Kooperationsvereinbarung werden die Modalitäten zwischen der Einwohnergemeinde und ei-

ner privaten Trägerschaft festgelegt. Ziel ist es den Verwaltungsaufwand auf beiden Seiten so gering wie 

möglich zu halten. 

2 In den Kooperationsvereinbarungen wird auch der Zahlungsfluss detailliert festgehalten. 

3 Die Kooperationsvereinbarungen gelten erstmals für vier Kalenderjahre. Verlangt keine Seite bis 

30. Juni vor Ablauf ihre Änderung oder Aufhebung, gilt sie jeweils für ein weiteres Jahr. Die Kooperations-

vereinbarungen sehen eine Kündigungsfrist von 6 Monaten auf das Ende eines Kalenderjahres vor. 

Art. 8 Geltendmachung des kommunalen Beitrags 

1 Die privaten Trägerschaften haben alle vier Monate die Elternrechnungsliste über die subventionierten 

Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule einzureichen. Die zuständige Stelle überprüft die Liste und 

überweist die Differenz zwischen der Summe Normkosten für die effektiv geleisteten beitragsberechtig-

ten Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule und der Summe der dafür in Rechnung gestellten Elternbei-

träge. 

2 Die Stadtverwaltung kann auf Gesuch hin Akontozahlungen leisten. 

5. Betriebsführung 

Art. 9 Rechnungsführung 

1 Die Kindertagesstätten sind zur Führung einer ordentlichen Buchhaltung verpflichtet. Die zuständige 

Stelle der Stadtverwaltung hat das Recht, Einsicht zu nehmen und Belege zu prüfen. Jahresabschluss 

und Bilanz sind unaufgefordert der zuständigen Stelle einzureichen. Die Unterlagen unterliegen der Ver-

traulichkeit. 

2 Für die Revision ist eine von der Institution unabhängige Stelle zu bezeichnen. Deren Bericht ist mit der 

Jahresrechnung einzureichen. 

Art. 10 Aufnahmepflicht 

1 Die Kindertagesstätten sind im Rahmen der zur Verfügung stehenden Betreuungsplätze verpflichtet in 

erster Linie an Kinder zu vergeben, deren Eltern aufgrund ihrer Berufstätigkeit, Ausbildungssituation oder 

zur Erhaltung der Vermittlungsfähigkeit gemäss Arbeitslosenversicherungsgesetz auf eine Fremdbetreu-

ung angewiesen sind. In nachgewiesenen Fällen gilt gleiches Vorgehen auch aufgrund einer amtlich fest-

gestellten sozialen Indikation.  

2 Darüber hinaus sind sie verpflichtet, bei freien Plätzen Kinder mit Wohnsitz in Stein am Rhein zu bevor-

zugen. 

3 Im Übrigen sorgen die Kindertagesstätten für eine ausgewogene Zusammensetzung der Kindergruppen 

(soziale Durchmischung). 

Art. 11 Personal 

1 Die Kindertagesstätten haben eine professionelle Personalführung mit Stellenbeschrieb, Zielvereinba-

rungen, Beurteilungsgesprächen und Weiterbildungskonzept zu gewährleisten. 

2 Neue Mitarbeitende müssen über die notwendige Qualifikation verfügen und sind sorgfältig einzufüh-

ren. 

3 Auf Verlangen haben die Kindertagesstätten die Bezahlung der Sozialleistungen für die Mitarbeitenden 

zu belegen. 

Art. 12 Berichterstattung 

Die Kindertagesstätten haben der zuständigen Stelle der Stadtverwaltung jährlich Bericht über ihre Tätig-

keit mit Angaben zu Personalbestand, Belegungsstatistik, Wartelisten und zur Angebotsentwicklung zu 

erstatten. 
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Art. 13 Qualitätssicherung 

1 Die Kindertagesstätten haben periodisch eine interne Standortbestimmung über die Erfüllung des Qua-

litätsstandards durchzuführen und das Ergebnis im Rahmen der Berichterstattung der zuständigen Stelle 

der Stadtverwaltung mitzuteilen. 

2 Die Kindertagesstätten haben periodisch Befragungen zur Elternzufriedenheit durchzuführen. 

Art. 14 Dokumentation 

Statuten, Fachkonzepte, Betriebsreglemente, Aufnahmekriterien usw. sowie deren Änderungen sind der 

zuständigen Stelle der Stadtverwaltung unaufgefordert einzureichen. 

6. Finanzierung 

Art. 15 Finanzierungsvorbehalt 

1 Das Kostendach für die Finanzierung von familien- und schulergänzenden Betreuungsangeboten wird 

jährlich im Budget der Einwohnergemeinde Stein am Rhein festgelegt. 

7. Schlussbestimmungen 

Art. 16 Ergänzende Bestimmungen 

Der Stadtrat kann zu diesem Reglement Ausführungsbestimmungen erlassen. 

Art. 17 Widerruf des Leistungsvertrags 

Der Stadtrat kann bei wiederholtem Verstoss gegen Bestimmungen dieses Reglements oder Missach-

tung der Betriebsbewilligung die Kooperationsvereinbarung mit sofortiger Wirkung widerrufen. 

Art. 18 Rechtsschutz 

1 Gegen Verfügungen der zuständigen Stelle kann nach den Bestimmungen des Verwaltungspflegegeset-

zes die Überprüfung durch den Stadtrat verlangt werden. 

2 Gegen Beschlüsse des Stadtrats kann nach den Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes 

bei den zuständigen Stellen rekurriert werden. 

Art. 19 Änderung des bisherigen Rechts 

Die Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung vom 14. September 2012 sowie alle in 

Widerspruch zu dieser Verordnung stehenden Beschlüsse werden mit dem Inkrafttreten dieses Regle-

ments ausser Kraft gesetzt. 

Art. 20 Inkrafttreten 

Der Stadtrat bestimmt nach der Genehmigung durch den Einwohnerrat den Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Reglements.1  

                                                             
1 Fassung gemäss Einwohnerratssitzung vom 12. April 2024 (ERB X/2024), in Kraft getreten am X. XX XXXX 
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Begriffsglossar zu Reglement und Tarifordnung über Beiträge an die familien- und schulergän-

zende Kinderbetreuung 

Familien- und schulergänzende Be-

treuungsangebote 

Damit sind Betreuungsangebote gemeint, bei denen die 

vorschul- und schulpflichtigen Kinder von pädagogisch ge-

eigneten oder pädagogisch qualifizierten Personen be-

treut werden und die in der Regel eine Betriebsbewilligung 

benötigen.  

Kita 
Betreuungsangebote, die in erster Linie Kinder im Vor-

schulalter betreuen, Abkürzung für Kindertagesstätten 

Kindertagesstätten 

Übergeordnete Bezeichnung für Kinderkrippen und Tages-

strukturen.  

Spielgruppen fallen nicht unter diese Bezeichnung. 

Mittagsbetreuung 

Die Mittagsbetreuung erweitert die Blockzeiten der 

Schule. Die Mittagsbetreuung bietet Eltern die Möglich-

keit, dass ihr Kind über die Mittagszeit eine gesunde 

Mahlzeit, verbunden mit einem entsprechenden Betreu-

ungsangebot, erhält. Es wird eine warme Mahlzeit angebo-

ten und den Kindern bietet sich die Möglichkeit für freies 

Spielen, Basteln, Lesen, etc. Das Anleiten und Kontrollie-

ren der Hausaufgaben gehört nicht in den Aufgabenbe-

reich der Betreuungspersonen. Das Betreuungsteam 

übernimmt lediglich die Aufsicht. Das Angebot richtet sich 

an alle Schülerinnen und Schüler der Schule Stein am 

Rhein (Kindergarten und Primarstufe). 

Schulergänzende Betreuungsange-

bote 

Damit sind Angebote ausserhalb der Schulzeit und über 

die Mittagszeit gemeint (vgl. Tagesstrukturen). 

Tagesstrukturen 

Überbegriff für ein Schul- und Betreuungsangebot, bei 

dem die Schulkinder die Möglichkeit haben, sich von Mon-

tag bis Freitag während des ganzen Tages zu regelmässi-

gen Zeiten in der Schule aufzuhalten. Für die Kinder ist 

weiterhin nur der Schulunterricht obligatorisch, während 

Betreuungszeiten und Mittagsbetreuung freiwillig genutzt 

werden können. 

Betreuungsmodul 

In Kindertagesstätten haben die Eltern die Möglichkeit für 

die Betreuung der Kinder unterschiedliche Betreuungsva-

rianten zu wählen (= Betreuungsmodule) wie bspw. Ganz-

tagesbetreuung oder Halbtagesbetreuung mit Mittages-

sen, Mittagsbetreuung, etc.  

Massgebendes Gesamteinkommen 

Einkommens- und Vermögenswerte, welche für die Be-

rechnung der Elternbeiträge herangezogen werden und 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern widerspie-

geln. Konkret:  

steuerbares Einkommen + 10 % des steuerbaren Vermö-

gens + Einkaufssumme in die 2. Säule der Sozialversiche-

rung + Liegenschaftsabzüge vermindert um Pauschalab-

zug. 

Massgebender Betrag 
Massgebendes Gesamteinkommen reduziert um die zu-

lässigen Abzüge gemäss Art. 8 der Tarifordnung. Der mas-

sgebende Betrag ist die Ausgangsgrösse, um den Leis-
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tungsbeitrag der Eltern für ein bestimmtes Betreuungsmo-

dul zu berechnen. 

Einstufungssatz 

Jedes mögliche Betreuungsmodul wird mit einem Einstu-

fungssatz festgelegt. Der Einstufungssatz widerspiegelt 

das Verhältnis des entsprechenden Moduls zum teuersten 

Modul (= Ganztagesbetreuung in Kitas = 100 %). 

Leistungsbeitrag 

Vom massgebenden Betrag wird ein bestimmter Promille-

wert für die Berechnung des Leistungsbeitrages genom-

men. Der Stadtrat legt die Abschöpfung bspw bei 1 ‰ 

fest. Bei einem massgebenden Betrag von CHF 50'000.00 

beträgt der Leistungsbeitrag dann CHF 50.00 (einen Fran-

ken pro CHF 1'000.00). 

Elternbeitrag 
Der Elternbeitrag ist derjenige Beitrag, den die Eltern für 

die gewählte Betreuung entrichten müssen. 

Maximaler Elternbeitrag 
Der maximale Elternbeitrag definiert den Preis, bei dem 

die Stadt keine Unterstützung mehr leistet. 

Minimaler Elternbeitrag 

Der minimale Elternbeitrag definiert den minimalen Bei-

trag, den die Eltern beim entsprechenden Betreuungsmo-

dul an die Betreuungskosten bezahlen müssen, auch 

wenn der massgebende Betrag gleich 0 ist. 

Betreuungskosten 

Die Betreuungskosten sind diejenigen Kosten, die den El-

tern von der jeweiligen Kindertagesstätte in Rechnung ge-

stellt werden. Sie stellen den Gesamtwert der Betreuung 

dar. 

Referenzwert 

Das teuerste Modul («Ganztagesbetreuung in Kinderkrip-

pen») wird mit drei Faktoren tarifiert; Einstufungssatz, mi-

nimaler Elternbeitrag, maximaler Elternbeitrag. Alle ande-

ren möglichen Module werden zu diesem Referenzwert 

aufgrund ihrer Kostenintensität in Beziehung gesetzt. 
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Reglement über Beiträge an die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung 
 

 

Der Einwohnerrat erlässt diese Verordnung gestützt auf Art. 52 des Gemeindegesetzes vom 17. August 1998, auf § 3 der kantonalen 

Pflegekinderverordnung vom 22. Mai 2018 und auf Art. 21 der Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein Stein am Rhein 

vom 21. März 2003. 

 

 Neue Version Stein am Rhein Aktuelles Beitragsreglement der Stein am Rhein 

 1. Abschnitt: Zweck und Geltungsbereich  

Grundsätze Art. 1 
1 Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein fördert mit finanziellen 

Beiträgen familien- und schulergänzende Betreuungsangebote zur 

Vereinbarkeit von familiären und beruflichen Verpflichtungen sowie 

die Integration in unsere Gesellschaft.  

2 Familien- und schulergänzende Betreuungsangebote sind: 

a) vorschulische Kinderbetreuung und Verpflegung für Kinder ab 

dem 3. Monat bis und mit Kindergarten (Kita) 

b) schulergänzende Tagesstrukturen für Schülerinnen und Schüler 

der Primarschule mit Betreuungs- und Verpflegungsangeboten 

(Tagesstrukturen) 

c) Betreuung in Tagesfamilien ohne Verpflegung 

3 Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein unterstützt 

Erziehungsberechtigte, die ihren zivilrechtlichen Wohnsitz in Stein am 

Rhein haben, bei der Finanzierung der Betreuung in Kitas und 

Tagesstrukturen sowie der Betreuung in Tagesfamilien durch die 

Ausrichtung von Betreuungsbeiträgen, welche die Elternbeiträge bis 

zu einer bestimmten Höhe ergänzen (Subjektfinanzierung). 

4 Die familienergänzende Betreuung in Kindertagesstätten bezweckt 

die emotionale, kognitive, sprachliche und soziale Förderung der 

Kinder im vorschulischen und schulischen Bereich sowie die 

Unterstützung und Entlastung der Erziehungsberechtigten in 

Erziehung und Betreuung. 

5 Ausgeschlossen von der Mitfinanzierung sind Betreuungsangebote 

wie Spielgruppen, Kinderhütedienste, Krabbelgruppen sowie die 

Kinderbetreuung am Wohnort der Eltern (Au-pair-Verhältnisse, 

Kinderfrauen, Babysitting) und die Betreuung durch Verwandte. 

Art. 1 

Diese Verordnung regelt den Betrieb und die Unterstützung von 

Einrichtungen der familienergänzenden Kinderbetreuung durch die 

Stadt Stein am Rhein. 

Art. 2 
1 Die Stadt Stein am Rhein unterstützt und fördert die 

familienergänzende Kinderbetreuung nach folgenden Grundsätzen: 

a) Familienergänzende Betreuung hat eine integrierende Funktion 

in unserer Gesellschaft und ermöglicht die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie. Für Kinder aus anderen Kulturen ist sie ein 

Ort, wo sie mit hiesigen Gepflogenheiten und unserer Sprache 

in Berührung kommen. 

b) Der Besuch einer familienergänzenden Einrichtung soll Kindern 

möglich sein, deren Erziehungsberechtigte ihren zivilrechtlichen 

Wohnsitz in der Stadt Stein am Rhein haben, unabhängig von 

der finanziellen Situation der Erziehungsberechtigten. 

c) Familienergänzende Betreuung kann eine soziale 

Notwendigkeit für Alleinerziehende sein, die einer bezahlten 

Arbeit nachgehen, sowie für Familien, die für ihre eigenständige 

Existenzsicherung auf mehr als ein Einkommen angewiesen 

sind. 

d) Familienergänzende Betreuung ermöglicht hochqualifizierten 

Personen, ihrer beruflichen Tätigkeit während einer 

Kinderpause nachzugehen und so den Anschluss an ihr 

berufliches Umfeld nicht zu verlieren. 

2 Sie sorgt für ein bedarfsgerechtes Angebot der familienergänzenden 

Kinderbetreuung. 
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 3 Sie kann auch private Angebote im Bereich der familienergänzenden 

Kinderbetreuung unterstützen, die den Grundsätzen gemäss Art. 2, 

Abs. 1 entsprechen. 

4 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die familienergänzende 

Kinderbetreuung. 

Anwendungsbereich Art. 2 
1 Dieses Reglement findet Anwendung auf alle mit städtischen 

Beiträgen unterstützten schul- und familienergänzenden 

Betreuungsverhältnisse in Betreuungsangeboten mit Standort Stein 

am Rhein, welche die Voraussetzungen der kantonalen 

Pflegekinderverordnung erfüllen und im Besitz einer 

Betriebsbewilligung sind sowie mit der Einwohnergemeinde Stein am 

Rhein eine Kooperationsvereinbarung abgeschlossen haben.  

2 Es findet auch Anwendung auf Betreuungsverhältnisse in 

Tagesfamilien mit Standort Stein am Rhein, sofern die Tagesfamilie 

bei der Stadtverwaltung gemeldet oder bei einer 

Tagesfamilienorganisation angestellt ist. 

3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf familienergänzende 

Kinderbetreuung. 

 

Planung Art. 3 

Der Stadtrat sorgt für bedarfsgerechte Angebote der familien- und 

schulergänzenden Betreuung. Falls keine privaten Anbieter 

Betreuungsangebote führen, kann die Stadt selbst eigene 

Betreuungsangebote anbieten. 

 

 2. Abschnitt: Elternbeiträge  

Massgebendes 

Gesamteinkommen, 

Familienabzüge, 

Limitierung des 

Subventions-

anspruchs, 

Voraussetzung der 

Subventionierung, 

Inkasso 

Art. 4 
1 Der Stadtrat erlässt eine Tarifordnung zur Festsetzung der 

Elternbeiträge, welche für in Stein am Rhein steuerpflichtige Eltern 

einkommensabhängige Beiträge vorsieht. 

2 Das massgebende Gesamteinkommen setzt sich zusammen aus 

dem steuerbaren Einkommen, 10 % des steuerbaren Vermögens, der 

Einkaufsbeiträge in die 2. Säule (berufliche Vorsorge) sowie die 

Liegenschaftsabzüge vermindert um den Pauschalabzug. 

3 Die Grösse der Familie wird bei der Bemessung der Elternbeiträge 

angemessen berücksichtigt. Der Stadtrat legt die zulässigen Abzüge in 

der Tarifordnung fest. 
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4 Der Subventionsanspruch der Erziehungsberechtigten wird gegen 

oben limitiert. Der Stadtrat legt die Obergrenze in der Tarifordnung 

fest. 

5 In der Tarifordnung legt der Stadtrat fest, welche Voraussetzungen 

die Erziehungsberechtigten für eine kommunale Mitfinanzierung 

erfüllen müssen. Die Erziehungsberechtigten müssen grundsätzlich 

den Nachweis einer Arbeitstätigkeit erbringen, sofern keine soziale 

Indikation vorliegt. Der Stadtrat legt in der Tarifordnung fest, was 

einer Arbeitstätigkeit gleichgestellt ist und welche Nachweise für die 

soziale Indikation gelten. 

6 In der Festlegung der Elternbeiträge für von Stein am Rhein nicht 

subventionierte Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule sind die 

Trägerschaften frei. 

7 Steuerpflichtige Eltern aus anderen Gemeinden entrichten für die 

Betreuung ihrer Kinder grundsätzlich die Vollkosten, auch wenn die 

Kinder in Stein am Rhein zur Schule gehen. 

8 Das Inkasso der Elternbeiträge ist Sache der Kindertagesstätte. 

 3. Abschnitt: Beitragsberechnung  

Beitragssatz, 

Marktüblicher 

Ansatz, Beteiligung 

Dritter, Gewichtung, 

Mittelzuteilung 

Art. 5 
1 Der städtische Beitrag für einen Betreuungstag bzw. ein bestimmtes 

Betreuungsmodul entspricht der Differenz zwischen dem 

marktüblichen Ansatz und dem Elternbeitrag. 

2 Die marktüblichen Ansätze bei den einzelnen Modulen in Kitas, 

Tagesstrukturen und bei Tagesfamilien werden vom Stadtrat in der 

Tarifordnung festgelegt. 

3 Beteiligen sich Arbeitgeber oder Stiftungen, mit Ausnahme der Jakob 

und Emma Windler-Stiftung, an den Betreuungskosten, werden diese 

vom kommunalen Betrag in Abzug gebracht. Der Kantonsbeitrag für 

Kinder im Vorschulalter wird vom Elternbeitrag abgezogen 

4 Sind in den kantonalen Richtlinien besondere Gewichtungen für 

bestimmte Zielgruppen vorgesehen (bspw. Kinder bis 18 Monate), so 

werden diese Gewichtungen bei der Festlegung des Tarifs 

berücksichtigt. Der Stadtrat legt die Gewichtungsfaktoren in der 

Tarifordnung fest. 

5 Die Summe der gewichteten Betreuungsplätze multipliziert mit den 

jährlichen Betriebstagen ergibt die maximal möglichen 
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Betreuungstage bzw. Betreuungsmodule jeder Kindertagesstätte pro 

Tag. 

6. Für die Verwendung und Zuteilung der Mittel ist der Stadtrat 

zuständig. 

 4. Abschnitt: Verfahren für private Trägerschaften  

Gesuch Art. 6 

Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien, die subventionierte 

Betreuungsverhältnisse führen wollen, haben ein Gesuch 

einzureichen und folgende Unterlagen beizulegen: 

Kitas und Tagesstrukturen: 

a) Betriebsbewilligung der Kinder- und 

Erwachsenenschutzbehörde Kanton Schaffhausen 

b) Angaben zu Rechtsform und zu Statuten 

Tagesfamilienorganisationen: 

c) Angaben zur Rechtsform und Statuten 

Selbständige Tagesfamilien: 

d) Nachweis der Anmeldung bei der Sozialversicherungsanstalt 

(SVA) 

 

Kooperationsverein

barung 

Art. 7 
1 In einer Kooperationsvereinbarung werden die Modalitäten zwischen 

der Einwohnergemeinde und einer privaten Trägerschaft festgelegt. 

Ziel ist es den Verwaltungsaufwand auf beiden Seiten so gering wie 

möglich zu halten. 

2 In den Kooperationsvereinbarungen wird auch der Zahlungsfluss 

detailliert festgehalten. 

3 Die Kooperationsvereinbarungen gelten erstmals für vier 

Kalenderjahre. Verlangt keine Seite bis 30. Juni vor Ablauf ihre 

Änderung oder Aufhebung, gilt sie jeweils für ein weiteres Jahr. Die 

Kooperationsvereinbarungen sehen eine Kündigungsfrist von 6 

Monaten auf das Ende eines Kalenderjahres vor. 

 

Geltendmachung 

des kommunalen 

Beitrags 

Art. 8 
1 Die privaten Trägerschaften haben alle vier Monate die 

Elternrechnungsliste über die subventionierten Betreuungstage bzw. 

Betreuungsmodule einzureichen. Die zuständige Stelle überprüft die 

Liste und überweist die Differenz zwischen der Summe Normkosten 

für die effektiv geleisteten beitragsberechtigten Betreuungstage bzw. 

 



5 

 

Betreuungsmodule und der Summe der dafür in Rechnung gestellten 

Elternbeiträge. 

2 Die Stadtverwaltung kann auf Gesuch hin Akontozahlungen leisten. 

 5. Abschnitt: Betriebsführung  

Rechnungsführung Art. 9 
1 Die Kindertagesstätten sind zur Führung einer ordentlichen 

Buchhaltung verpflichtet. Die zuständige Stelle der Stadtverwaltung 

hat das Recht, Einsicht zu nehmen und Belege zu prüfen. 

Jahresabschluss und Bilanz sind unaufgefordert der zuständigen 

Stelle einzureichen. Die Unterlagen unterliegen der Vertraulichkeit. 

2 Für die Revision ist eine von der Institution unabhängige Stelle zu 

bezeichnen. Deren Bericht ist mit der Jahresrechnung einzureichen. 

 

Aufnahmepflicht Art. 10 
1 Die Kindertagesstätten sind im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Betreuungsplätze verpflichtet in erster Linie an Kinder zu 

vergeben, deren Eltern aufgrund ihrer Berufstätigkeit, 

Ausbildungssituation oder zur Erhaltung der Vermittlungsfähigkeit 

gemäss Arbeitslosenversicherungsgesetz auf eine Fremdbetreuung 

angewiesen sind. In nachgewiesenen Fällen gilt gleiches Vorgehen 

auch aufgrund einer amtlich festgestellten sozialen Indikation.  

2 Darüber hinaus sind sie verpflichtet, bei freien Plätzen Kinder mit 

Wohnsitz in Stein am Rhein zu bevorzugen. 

3 Im Übrigen sorgen die Kindertagesstätten für eine ausgewogene 

Zusammensetzung der Kindergruppen (soziale Durchmischung). 

 

Personal Art. 11 
1 Die Kindertagesstätten haben eine professionelle Personalführung 

mit Stellenbeschrieb, Zielvereinbarungen, Beurteilungsgesprächen 

und Weiterbildungskonzept zu gewährleisten. 

2 Neue Mitarbeitende müssen über die notwendige Qualifikation 

verfügen und sind sorgfältig einzuführen. 

3 Auf Verlangen haben die Kindertagesstätten die Bezahlung der 

Sozialleistungen für die Mitarbeitenden zu belegen. 

 

Berichterstattung Art. 12 

Die Kindertagesstätten haben der zuständigen Stelle der 

Stadtverwaltung jährlich Bericht über ihre Tätigkeit mit Angaben zu 
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Personalbestand, Belegungsstatistik, Wartelisten und zur 

Angebotsentwicklung zu erstatten. 

Qualitätssicherung Art. 13 
1 Die Kindertagesstätten haben periodisch eine interne 

Standortbestimmung über die Erfüllung des Qualitätsstandards 

durchzuführen und das Ergebnis im Rahmen der Berichterstattung 

der zuständigen Stelle der Stadtverwaltung mitzuteilen. 

2 Die Kindertagesstätten haben periodisch Befragungen zur 

Elternzufriedenheit durchzuführen. 

Art. 3 

Die Stadt Stein am Rhein kann, soweit das Bedürfnis dafür 

ausgewiesen ist, Einrichtungen zur familienergänzenden 

Kinderbetreuung selber betreiben und/oder Aufgaben mit 

Leistungsvereinbarungen auch Dritten übertragen. Der Betrieb von 

Einrichtungen zur familienergänzenden Kinderbetreuung richtet sich 

nach den folgenden Leitsätzen: 

a) Die Organisation und der Betrieb werden soweit möglich auf die 

Bedürfnisse der jeweiligen Kinder und Erziehungsberechtigten 

ausgerichtet. 

b) Die Einrichtungen werden auf die Einhaltung von 

Qualitätskriterien überprüft. Diese Kriterien stützen sich auf 

aktuelle, anerkannte pädagogische Erkenntnisse. 

c) Die Einrichtungen werden unter Berücksichtigung der 

Betreuungsqualität nach wirtschaftlichen Kriterien geführt. 

d) Die verfügbaren Betreuungsplätze werden prioritär an Kinder 

vergeben, bei denen eine familienergänzende Betreuung aus 

sozialen Gründen notwendig ist. Eine gute Durchmischung der 

Kindergruppen wird angestrebt. 

Dokumentation Art. 14 

Statuten, Fachkonzepte, Betriebsreglemente, Aufnahmekriterien usw. 

sowie deren Änderungen sind der zuständigen Stelle der 

Stadtverwaltung unaufgefordert einzureichen. 

 

 6. Abschnitt: Finanzierung  

Finanzierungsvorbe

halt 

Art. 15 
1 Das Kostendach für die Finanzierung von familien- und 

schulergänzenden Betreuungsangeboten wird jährlich im Budget der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein festgelegt. 

 

 7. Abschnitt: Schlussbestimmungen  

Ergänzende 

Bestimmungen 

Art. 16 

Der Stadtrat kann zu diesem Reglement Ausführungsbestimmungen 

erlassen. 

Art. 4 
1 Der Stadtrat schafft Voraussetzungen für Organisation, Führung und 

Betrieb einer Einrichtung zur familienergänzenden Kinderbetreuung. 

Dieses Angebot umfasst auch einen Mittagstisch für Schulkinder. 

2 Er erlässt ein Reglement für den Betrieb. 
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3 Er legt den Elterntarif nach betriebswirtschaftlichen und 

sozialverträglichen Kriterien fest. Die Eltern haben sich mit Beiträgen 

an den Betriebskosten zu beteiligen, welche ihre wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit berücksichtigen. Eltern mit ausreichendem 

Einkommen bezahlen die vollen Kosten. 

4 Er kann eine Betriebskommission einsetzen, welche den Betrieb 

fachlich und organisatorisch begleitet. Den Erziehungsberechtigten 

wird in Fragen der Betreuung der Kinder ein Mitspracherecht gewährt. 

5 Die Anstellungsbedingungen des Personals richten sich nach dem 

Anstellungs- und Besoldungsreglement der Stadt Stein am Rhein. 

Widerruf des 

Leistungsvertrags 

Art. 17 

Der Stadtrat kann bei wiederholtem Verstoss gegen Bestimmungen 

dieses Reglements oder Missachtung der Betriebsbewilligung die 

Kooperationsvereinbarung mit sofortiger Wirkung widerrufen. 

Art. 5 
1 Die Betreuungseinrichtungen unterstehen gemäss § 3 lit. c der 

kantonalen Pflegekinderverordnung der Aufsicht der 

Vormundschaftsbehörde der Stadt Stein am Rhein. 

2 Diese ist ebenfalls für die Erteilung und den Widerruf der Bewilligung 

zuständig. 

Rechtsschutz Art. 18 
1 Gegen Verfügungen der zuständigen Stelle kann nach den 

Bestimmungen des Verwaltungspflegegesetzes die Überprüfung durch 

den Stadtrat verlangt werden. 

2 Gegen Beschlüsse des Stadtrats kann nach den Bestimmungen des 

Verwaltungsrechtspflegegesetzes bei den zuständigen Stellen 

rekurriert werden. 

 

Änderung des 

bisherigen Rechts 

Art. 19 

Die Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung vom 

14. September 2012 sowie alle in Widerspruch zu dieser Verordnung 

stehenden Beschlüsse werden mit dem Inkrafttreten dieses 

Reglements ausser Kraft gesetzt. 

 

Inkraftsetzung Art. 20 

Der Stadtrat bestimmt nach der Genehmigung durch den 

Einwohnerrat den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Reglements. 

Art. 6 

Der Stadtrat setzt den Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser Verordnung 

fest. 
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   EINWOHNERRAT STEIN AM RHEIN 
 
 

Einwohnerrätliche Kommission 

Soziales, Gesundheit, Betreuung, Bildung, Kultur, Wirtschaft: SGBBKW 

 

Vorsitz: Roman Suter 
Mitglieder: Conné Dean, Ruth Metzger, Christoph Stamm, Peter Spescha  
 

 
Bericht und Antrag zu “ Reglement über Beiträge an die familien- und 
schulergänzende Kinderbetreuung“.  
 

Die Kommission SGBBKW konnte das „Reglement über Beiträge an die familien- und 

schulergänzende Kinderbetreuung“ an der Sitzung vom 11.03.2024 ausführlich mit der 

Gesellschaftsreferentin Carla Rossi diskutieren. Einzelne Teile der Tarifordnung über 

Beiträge an die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung wurden ebenfalls 

besprochen, sind aber nicht Bestandteil des Berichtes.  

 

Die Tarifordnung zur Festsetzung der Elternbeiträge wird in Artikel 4 wie bis anhin an den 

Stadtrat delegiert. Die Kommission begrüsst, dass nebst dem steuerbaren Einkommen 

und Vermögen auch die Grösse der Familie zur Festlegung des massgebenden 

Einkommens berücksichtigt wird.  

 

Das Reglement ist übersichtlich aufgebaut und erlaubt die Ausrichtung von Betreuungs-

beiträgen nicht nur an städtisch geführte Betreuungsangebote, sondern neu auch an 

private Anbieter. Das Verfahren für private Trägerschaften wird in Abschnitt 4 be-

schrieben.  

 

In Abschnitt fünf des Reglements ist die Betriebsführung von Kindertagesstätten geregelt 

und gilt grundsätzlich für städtische sowie privat geführte Betreuungsstätten 

gleichermassen. Die Kommission geht davon aus, dass die städtische Kindertagesstätte 
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keine eigene Rechnung und Bilanz führen wird, sondern den gleichen Prozessen der 

Finanzverwaltung wie andere städtische Betriebe unterstellt ist.  

 

Daher schlägt die Kommission vor, Artikel 9 Absatz 1 mit den unterstrichenen 

Ergänzungen zu präzisieren: 

 

«Die Kindertagesstätten von privaten Trägerschaften sind zur Führung einer 
ordentlichen Buchhaltung verpflichtet. Die zuständige Stelle der Stadtverwaltung hat das 
Recht, Einsicht zu nehmen und Belege zu prüfen. Jahresabschluss und Bilanz sind 
unaufgefordert der zuständigen Stelle einzureichen. Die Unterlagen unterliegen der 
Vertraulichkeit. Städtische Einrichtungen sind integrierender Bestandteil der 
Jahresrechnung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein und davon ausgenommen.» 
 

 

Antrag: 

Die Kommission SGBBKW beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, dem „Reglement 

über Beiträge an die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung“ sowie den 

oben erwähnten Ergänzungen von Artikel 9 Absatz 1 zuzustimmen.  

 

Stein am Rhein 18.03.2024 
Roman Suter 
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